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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9 SB 65/07 B 
 
L 6 SB 97/07 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 5 SB 237/05 (SG Trier) 
 
 
 
 
.............................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch den Präsidenten des Landesamtes für Soziales, 
Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. Januar 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.   L o y t v e d   sowie die Richter   D a u    

und    Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 29. August 2007 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht-

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Klägerin hat gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts 

Rheinland-Pfalz vom 29.8.2007, zugestellt am 7.9.2007, mit einem am 8.10.2007 (Montag) 

beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangenen Schriftsatz ihrer Prozessbevollmächtigten vom 

selben Tag Beschwerde eingelegt. Mit weiterem Schriftsatz vom 7.11.2007 haben die 

Prozessbevollmächtigten beantragt, die Beschwerdebegründungsfrist um einen Monat zu 

verlängern. Die Beschwerdebegründungsfrist ist daraufhin bis zum 7.12.2007 verlängert 

worden. Eine Beschwerdebegründung ist bislang beim BSG nicht eingegangen. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig; sie hätte innerhalb der bis zum 7.12.2007 laufenden Frist be-

gründet werden müssen (§ 160a Abs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung des Rechtsmittels erfolgt ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter (§ 160a 

Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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